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Kosteneffiziente Klimapolitik

Das europäische Emissionshandelssystem (EU-ETS) läuft nun schon über 15 Jahre. Es funktioniert, aber ist es kosteneffizient? 
Im Interview mit dem Ökonomen Joachim Weimann wird deutlich, welche Fehler diesbezüglich in der Praxis gemacht wurden. 
Ebenso, was angesichts der bevorstehenden Reformen für die nahe Zukunft zu erwarten ist. Und abschließend, wie soziale 
Unwuchten beim marktwirtschaftlichen Klimaschutz in der EU bewältigt werden könnten.   

„et“: Herr Prof. Weimann, Sie haben aufge-
zeigt, dass das EU-ETS gut funktioniert. Jetzt 
stehen eine weitere Erhöhung des Reduktions-
faktors und kräftig sinkende Emissionsbud-
gets an. Können Sie abschätzen, wie sich dies 
auf den CO2-Preis auswirkt?   

Weimann: Wir haben beobachtet, dass 
nach der Reform des EU-ETS 2018 der Preis 
für Emissionsrechte stark angestiegen ist. 
Gleichzeitig war aber in den Jahren 2018 
bis 2020 die Anzahl der in Anspruch ge-
nommenen Emissionsrechte stets kleiner 
als die Anzahl der ausgegebenen Rechte. 
Das heißt, obwohl es ein mehr als ausrei-
chendes Angebot an Emissionsrechten gab, 
ist der Preis stark gestiegen. Das ist nur er-
klärbar, wenn man davon ausgeht, dass die 
Nachfrageseite die in der Zukunft anste-
henden weiteren Verknappungen (ein-
schließlich der Löschung von Rechten aus 
der Marktstabilisierungsreserve) antizi-
piert und „auf Vorrat“ eingekauft hat. 

Das bedeutet, dass die weiteren Verknap-
pungen zumindest teilweise bereits einge-
preist sein dürften. In welchem Umfang 
dies der Fall ist, ist sehr schwer abzuschät-
zen. Darüber hinaus ist nicht klar, wie die 
EU den Emissionspfad im Emissionshan-
delssektor genau gestalten wird. Auch 
deshalb ist eine seriöse Prognose meiner 
Meinung nach im Moment nicht zu leisten.

„Wir vermeiden, koste es, was 
es wolle“ 

„et“: Sie behaupten, dass kosteneffizienter Kli-
maschutz mit Ordnungsrecht per se nicht mög-
lich ist. Was meinen Sie damit? 

Weimann: Kosteneffizienz kann nur er-
reicht werden, wenn die Emissionsvermei-
dung so organisiert wird, dass die nächste 

Tonne CO2 stets dort vermieden wird, wo die 
Grenzkosten der Vermeidung am geringsten 
sind. Dezentrale Instrumente, wie eine CO2-
Steuer oder ein Emissionshandel, bringen 
genau das zuwege. Das Ordnungsrecht hin-
gegen achtet per se nicht auf die Vermei-
dungskosten. Vermieden wird in der Regel 
dort, wo viel emittiert wird und nicht dort, 
wo die Vermeidungskosten niedrig sind. 
Ein zentraler Planer wäre auch gar nicht in 
der Lage, die Vermeidung kosteneffizient 
zu organisieren, denn dazu müsste er ja die 
gegenwärtigen und die für die Zukunft zu 
erwartenden Vermeidungskosten jeder 
Quelle kennen. 

Diese Information kann er aber gar nicht 
bekommen, denn sie ist im privaten Besitz 
der Emittenten. Und diese haben massive 

Anreize, ihre Information nicht allzu wahr-
heitsgemäß zu offenbaren. Das ist eines der 
Probleme, an denen schon die sozialisti-
schen Planwirtschaften gescheitert sind. 
Das Ordnungsrecht scheitert genauso, wenn 
es den Versuch unternehmen würde, effizi-
ente Klimapolitik zu machen – aber selbst 
dieser Versuch bleibt in der deutschen Kli-
mapolitik ja aus. Wir vermeiden, koste es, 
was es wolle.

„et“: Ist ein schneller, ordnungsrechtlich er-
zwungener vorzeitiger Kohleausstieg im Rah-
men eines funktionierenden Emissionshandels 
überhaupt notwendig? 

Weimann: Natürlich nicht. Ein funktionie-
render Emissionshandel wird einen steigen-
den CO2-Preis erzeugen, wenn die zulässige 
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Höchstmenge an Emissionen stetig abge-
senkt wird. Die Frage, wo die dann notwen-
dige Einsparung von CO2 erfolgt, beantwor-
tet der Markt. Es kann durchaus sein, dass 
moderne, hoch effiziente Kohlekraftwerke 
auch bei höheren CO2-Preisen noch eine 
Weile wettbewerbsfähig sind. In diesem 
Fall wäre es nicht sinnvoll, sie stillzulegen. 
Aber es ist klar, dass früher oder später die 
Kohleverstromung nicht mehr wettbe-
werbsfähig sein wird und vom Markt ver-
schwindet. 

Wann das sein wird, entscheiden aber die 
tatsächlichen CO2-Vermeidungskosten. Wenn 
die an anderer Stelle niedriger sind als bei 
einem effizienten Kohlekraftwerk, dann 
wird erst dort die Vermeidung erfolgen. 
Das ist ein wesentlich effizienteres Verfah-
ren als den Ausstieg von einer Kommission 
beschließen zu lassen, die auf die Kosten 
Null-Komma-Null Rücksicht nimmt.

Transparente Klimapolitik 

„et“: Sie plädieren dafür, alle CO2-Emissionen 
im Rahmen eines Handels- oder Abgaben- 
systems zu erfassen und mit einem einheit- 
lichen CO2-Preis zu versehen. Rechnen Sie da-
mit, dass auf diese Weise die Klimapolitik 
transparenter wird?

Weimann: Ich rechne vor allem damit, 
dass die Vermeidungs- und Opportunitäts-
kosten deutlich niedriger ausfallen als bei 
einer Fortführung der gegenwärtigen Poli-
tik. Ich spreche mich dabei eindeutig für 
ein Handelssystem aus, weil der Emissi-
onshandel es erlaubt, die CO2-Menge direkt 
und sicher zu senken. Der Preis, der sich 
in einem Emissionshandelssystem heraus-

bildet, wird oft falsch interpretiert. Er ent-
steht endogen, d.h. gegeben die von der 
Politik vorgegebene Emissionsverringe-
rung signalisiert der Preis, zu welchen 
Kosten diese Verringerung erreicht werden 
kann. Die vorgegebene Menge bestimmt 
also den Preis. Bei einer Abgabe ist es an-
ders herum: die Höhe der Abgabe bestimmt 
die vermiedene Menge. 

Der Preis, der sich im Emissionshandels-
system bildet, erlaubt deshalb eine sehr 
transparente Klimapolitik. Wenn jemand 
in ein Flugzeug steigt, dann wird ihm auf 
den Euro genau gesagt, was es kostet, die 
CO2-Emission, die er oder sie nun verursacht, 
an anderer Stelle einzusparen. Genau das 
muss erfolgen, denn die Menge der Emissio-
nen ist ja begrenzt. Jeder einzelne Fluggast 
kann dann entscheiden, ob der Wert, den der 
Flug für ihn hat, die Kosten, einschließlich 
der CO2-Vermeidungskosten, übersteigt. Nur 
dann wird er ins Flugzeug steigen. 

„et“: Sie sagen, dass für die Herstellung von 
Klimaneutralität keine Nullemission notwen-
dig ist und das klimapolitische Optimum nicht 
bei null liegt. Wie meinen Sie das?

Weimann: Meine Antwort muss ich mit 
einer Einschränkung versehen: Ich bin 
kein Naturwissenschaftler und hier geht 
es um eine naturwissenschaftliche Frage. 
Insofern kann es sein, dass ich Dinge falsch 
interpretiere oder verstehe. Aber wenn ich 
die Kollegen und Kolleginnen vom IPCC 
und vom Global Carbon Project (GCP) rich-
tig verstehe, dann leisten die Ozeane eine 
Nettoaufnahme von CO2, die nicht von den 
jährlichen anthropogenen Emissionen ab-
hängt. Jedenfalls lese ich so das dritte Ka-

pitel des fünften IPCC-Sachstandsberichtes 
und die aktuelle Präsentation des GCP, die 
in Glasgow vorgestellt wurde. Das impliziert, 
dass der Anstieg der CO2-Konzentration in 
der Atmosphäre nicht erst bei einer Null-
Emission gestoppt wird, sondern schon frü-
her. Aber, wie gesagt, ein Irrtum meiner-
seits ist hier nicht auszuschließen. 

„Mehr Emissionen bei geringeren 
Lasten einsparen“

„et“: Sie betonen die Bedeutung einer kosten-
effizienten Klimapolitik. Lassen sich die Wohl-
standsverluste einer ineffizienten Klimapolitik 
beschreiben?

Weimann: Wir müssen uns klarmachen, 
dass es bei der Klimapolitik nicht allein dar-
um geht, CO2 zu reduzieren. Das Bundesver-
fassungsgericht hat das in seinem Urteil 
sehr klar herausgestellt. Es geht darum,  
einen Weg zu finden, die Erwärmung in un-
gefährlichen Grenzen zu halten und gleich-
zeitig dabei die Freiheitsrechte der Men-
schen und ihre Wohlfahrt so wenig wie 
möglich einzuschränken. Dieser zweite Teil 
wird bei der Klimapolitik sehr oft vergessen. 
Wie wichtig er ist, lässt sich vielleicht an 
einem Extrem verdeutlichen: Es gibt Aktivi-
sten, die fordern, dass die CO2-Emission  
sofort abgestellt werden muss. Würde man 
dieser Forderung entsprechen, müsste die 
Verwendung fossiler Brennstoffe komplett 
eingestellt werden. Das würde unmittelbar 
zum Zusammenbruch unserer Wirtschaft 
und zum Kollaps unserer Gesellschaft führen. 

Kein vernünftiger Mensch wird deshalb  
diese Forderung ernsthaft erheben. Aber 
es ist vollkommen klar, dass auch abge-

„Ein funktionierender Emissionshandel wird einen steigenden CO2-Preis erzeugen, wenn die zulässige 
Höchstmenge an Emissionen stetig abgesenkt wird. Die Frage, wo die dann notwendige Einsparung von CO2 
erfolgt, beantwortet der Markt. Es kann durchaus sein, dass moderne, hoch effiziente Kohlekraftwerke auch 
bei höheren CO2-Preisen noch eine Weile wettbewerbsfähig sind. In diesem Fall wäre es nicht sinnvoll, sie 
stillzulegen. Aber es ist klar, dass früher oder später die Kohleverstromung nicht mehr wettbewerbsfähig 
sein wird und vom Markt verschwindet.“  

Prof. Dr. Joachim Weimann, Lehrstuhl VWL, Fakultät für Wirtschaftswissenschaft (FWW), Otto von Guericke-Uni-
versität Magdeburg
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schwächte Eingriffe erhebliche Struktur-
brüche verursachen können, deren Folgen 
kaum abschätzbar sind. Was passiert in 
Deutschland, wenn die Automobilindustrie 
unter die Räder kommt? Was geschieht, 
wenn nach dem planwirtschaftlichen Aus-
stieg aus Atom- und Kohlestrom die Strom-
versorgung nicht mehr gesichert sein sollte? 
Und was passiert, wenn die öffentlichen  
Finanzen unter der Last einer hochgradig 
ineffizienten Klimapolitik, des demographi-
schen Wandels, der Pandemiebekämpfung 
und neuer europäischer Aufgaben, die auf 
uns zukommen, in Schwierigkeiten geraten? 

Das sind Szenarien, die nicht komplett  
unrealistisch sind und sie können zeit-
gleich eintreten. Noch haben wir Zeit, auf 
eine Klimapolitik umzuschwenken, die mehr 
Emissionen bei geringeren Lasten einspart. 
Wenn wir erst in einer Situation sind, in der 
es ernsthaft um die Frage geht „Wohlstand 
oder Klimaschutz?“ dürfte es zu spät sein.   

„et“: Sie wenden sich vehement gegen ord-
nungspolitische Eingriffe in den Wärmemarkt 
und den Verkehr. Könnten überfällige Reduk-
tionsbeiträge in diesen Bereichen nicht hohe 
Vermeidungskosten zur Folge haben?  

Weimann: Das ist eine Suggestivfrage, 
denn sie enthält die Behauptung, dass die 
Reduktionsbeiträge überfällig seien. Ich 
bezweifle das aus folgenden Gründen: Er-
stens erfordert eine kosteffiziente Klima-
politik, dass Emissionsvermeidung dort 
stattzufinden hat, wo die Kosten am  
geringsten sind und nicht dort, wo die 
Emissionen besonders hoch sind. Diesem 
Erfordernis ist mindestens auf europä-
ischer Ebene zu folgen – und dann ist der 
deutsche Verkehrssektor oder Wärme-
markt ganz sicher nicht der Ort, an dem 
man Vermeidung betreiben sollte. 

„Es geht darum, einen Weg zu finden, die Erwärmung in ungefährlichen Grenzen zu halten und gleichzeitig 
dabei die Freiheitsrechte der Menschen und ihre Wohlfahrt so wenig wie möglich einzuschränken. Dieser 
zweite Teil wird in der Klimapolitik sehr oft vergessen. Wie wichtig er ist, lässt sich vielleicht an einem 
Extrem verdeutlichen: Es gibt Aktivisten, die fordern, dass die CO2-Emission sofort abgestellt werden 
muss. Würde man dieser Forderung entsprechen, müsste die Verwendung fossiler Brennstoffe komplett 
eingestellt werden. Das würde unmittelbar zum Zusammenbruch unserer Wirtschaft und zum Kollaps 
unserer Gesellschaft führen.“  

Prof. Dr. Joachim Weimann, Lehrstuhl VWL, Fakultät für Wirtschaftswissenschaft (FWW), Otto von Guericke-Uni-
versität Magdeburg 
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Zweitens hat insbesondere der Verkehrs-
sektor erhebliche Vermeidungsanstren-
gungen bereits unternommen. Es ist falsch, 
nur die absoluten Emissionsmengen zu 
betrachten – die sind nicht gesunken. 
Wenn man aber berücksichtigt, dass die 
Anzahl der PKW und LKW stetig gestie-
gen ist (seit 1995 sind 1 Mio. LKW und  
7 Mio. PKW mehr unterwegs), dann rela-
tiviert sich dieser Befund doch erheb-
lich. 

Drittens sind die Vermeidungskosten im 
Verkehrssektor und im Wärmemarkt  
gegenwärtig extrem hoch. Die Subventio-
nen, die aus dem Bundeshaushalt für ein 
E-Auto gezahlt werden, belaufen sich 
schnell auf über 20.000 €. Das läuft auf 
CO2-Vermeidungskosten hinaus, die jen-
seits von Gut und Böse sind. 

Viertens sind substantielle Fortschritte 
durchaus in Sicht, brauchen aber Zeit und 
viel politische Unterstützung. Gemeint ist 
der Import erneuerbarer Energie aus den 
Ländern des Sonnengürtels der Erde. 
Dieser kann auch in Form von syntheti-
schen Kraftstoffen erfolgen, deren Ein-
satz ein Auto sofort klimaneutral macht 
– was ein E-Auto auf sehr lange Zeit nicht 
erreichen wird.

Realtransfer im Rahmen des  
EU-Burden sharing 

„et“: Ein CO2-Preis von 180 €/t gilt für 2030 
im EU-ETS als wahrscheinlich. Eine wachsen-
de Zahl von Mitgliedsländern verweist auf 
deut-liche Kaufkraftunterschiede in der EU. 
Wird Klimaschutz also für Arme teuer bis  
unerschwinglich und nur für Reiche bezahl-
bar?  

Weimann: Ich bewundere die Kolleginnen 
und Kollegen, die in der Lage sind, einen 
Preis vorauszusagen, der in zehn Jahren 
herrschen wird. Ich kann das nicht. Und 
ich frage mich, wie es kommt, dass fast alle 
Preisprognosen, die zum Emissionsrechte-
markt abgegeben wurden, ziemlich weit 
danebenlagen – bei diesen prognostischen 
Fähigkeiten. Weil die Preise einfach nicht 
genau vorauszusagen sind, muss man sich 

rechtzeitig Gedanken machen, wie man auf 
sehr hohe Preise reagiert. Niedrige Preise 
sind kein Problem (weil niedrige Kosten 
kein Problem sind), aber sehr hohe Preise 
können vor allem die ärmeren europä-
ischen Länder in Bedrängnis bringen. 

Zum Glück bietet der Emissionshandel für 
dieses Problem eine einfache Lösung an. 
Die Emissionsrechte müssen ja zunächst 
ausgegeben werden und die Frage, zu wel-
chen Preisen das geschieht, ist mehr oder 
weniger offen. Solange die Preise moderat 
sind (sagen wir unter 100 €), spricht nichts 
gegen das zurzeit überwiegend angewen-
dete Versteigerungsverfahren. Aber wenn 
Länder in Bedrängnis kommen, kann man 
ihnen im Rahmen eines burden sharing 
mit kostenlos zugeteilten Emissionsrech-
ten helfen – an der Funktionsfähigkeit des 
EU-ETS ändert das nichts. Es kommt zu 
einem Realtransfer in die begünstigten 
Länder – mehr nicht. 

„et“: Muss die Politik gerade in dieser Frage 
den Blick weiten und die Möglichkeiten der 
Länder Osteuropas im Auge behalten?  

Weimann: Ja, das ist notwendig. Vor  
allem muss man den osteuropäischen 
Ländern die Angst vor dem Emissions-
handel nehmen, indem man die eben be-
schriebenen Mechanismen erklärt und 
fest verankert. Übrigens sind Realtrans-
fers durch kostenlose Emissionsrechte 
auch ein sehr gutes Instrument, um das 
EU-ETS um weitere außereuropäische 
Länder zu erweitern. 

„et“: Der Koalitionsvertrag der neuen Bun-
desregierung äußert sich auch zum Emissi-
onshandel. Was halten Sie von den dort for-
mulierten Gedanken?  

Weimann: Aus dem Text geht wieder ein-
mal hervor, dass die Politik den Emissions-
handel entweder nicht verstehen kann 
oder (was wahrscheinlicher ist) nicht ver-
stehen will. Anders ist es nicht zu erklä-
ren, dass die Koalitionsparteien einen 
zweigeteilten ETS auf EU-Ebene unterstüt-
zen wollen, an dem nationalen Emissions-
handel festhalten und betonen, der Emissi-

onspreis dürfe nicht unter 60 € fallen. Ins-
besondere der letzte Punkt gibt zu denken. 
Dahinter steht die falsche Vorstellung, 
dass die Vermeidung, die im ETS-Sektor 
stattfindet, davon abhängt, wie hoch der 
Preis ist. Das ist aber falsch, sie hängt 
allein von der politisch vorgegebenen Ein-
sparmenge ab. 

Gleichzeitig wird im Koalitionsvertrag 
immer wieder betont, dass es darum geht, 
die Lasten insbesondere für Haushalte 
mit geringerem Einkommen zu begrenz-
en. Ein niedriger Emissionspreis bedeu-
tet, dass das Vermeidungsziel zu niedri-
gen Kosten erreicht wird und deshalb die 
Lasten für die Menschen gering ausfallen. 
Genau das soll aber unterbunden werden. 
Das ist ziemlich verquer. 

Die Idee, einen separaten Handel für den 
Verkehrssektor und den Wärmemarkt ein-
zuführen, ist im Wesentlichen auf die mas-
sive Lobbyarbeit der Industrie zurückzu-
führen, die fürchtet, dass eine Integration 
der beiden Sektoren in das ETS zu stark 
steigenden Preisen führen würde. Diese 
Befürchtung ist aber unbegründet, denn 
man kann die Integration so gestalten, 
dass bestenfalls moderate Preissteigerun-
gen resultieren und insgesamt die Klima-
politik erheblich effizienter wird, was 
nichts anderes bedeutet, als dass mehr 
CO2-Vermeidung bei niedrigeren Lasten 
für alle möglich wird.

„et“: Herr Prof. Weimann, vielen Dank für das 
Interview. 

Das Interview führte der Journalist  
Wieland Kramer, Wuppertal,  

im Auftrag der „et“
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Den Strukturwandel nicht vergessen  

Rund 18 Monate nach Inkrafttreten des gesetzlichen Rahmens lohnt sich eine Analyse der bisherigen Beschlüsse und 
Tätigkeiten zum Kohleausstieg in Deutschland – auch um zu bewerten, ob der Strukturwandel mit einem noch weiter 
vorgezogenen Enddatum für die Kohlenutzung Schritt zu halten vermag. Dabei wird deutlich: Strukturwandel benötigt 
Zeit. Und: Die Kohleregionen dürfen Wertschätzung ihres Beitrages zur Erreichung der Klimaziele erwarten.  

Der Kohleausstieg folgt in Deutschland  
gesetzlich festgelegten Vorgaben und Fahr-
plänen [1]. Auch der die Abschaltung von 
Braun- und Steinkohlenkraftwerken sowie die 
Neuplanung und Anpassung von Tagebauen 
begleitende Strukturwandel in den Kohlere-
vieren basiert auf einem komplexen Gesetzes- 
und Regelwerk des Bundes und der Länder. 
Eine zentrale Rolle bei der konkreten Bewäl-
tigung der Aufgaben und der Verteilung der 
gesetzlich zugesicherten Finanzhilfen für die 
Regionen spielt das Bund-Länder-Koordinie-
rungsgremium. Daneben artikulieren zahl-
reiche Organisationen und Initiativen die 
Interessen und Vorstellungen der Regionen 
aus den unterschiedlichsten Perspektiven 
(siehe Abb). 

Der geplante Strukturwandel in den deut-
schen Braunkohlerevieren Rheinland, Mit-
teldeutschland und der Lausitz entwickelt 
sich auf der Grundlage des Strukturstär-
kungsgesetzes Kohleregionen, das am 
14.08.2020 in Kraft trat [2] und eng mit dem 
Investitionsgesetz Kohleregionen [3] sowie 
der Änderung mehrerer Verkehrswegegeset-
ze verknüpft ist. Wenige Wochen nach dem 
Inkrafttreten der Gesetze folgte eine Bund-
Länder-Vereinbarung [4], die es dem Bund 
ermöglicht, die vom Kohleausstieg betroffe-
nen Regionen finanziell zu unterstützen und 
den Strukturwandel in enger Abstimmung 
mit den Revierländern zu fördern. In den 
kommenden 18 Jahren stehen insgesamt bis 
zu 40 Mrd. € bereit, um den Strukturwandel 
in den Kohleregionen bis zum geplanten 
Auslaufen der Kohleverstromung in Deutsch-
land Ende 2038 zu ermöglichen. Von diesem 
Gesamtbetrag, den der Bund zur Verfügung 
stellt, entfallen bis zu 14 Mrd. € auf Finanz-
hilfen sowie bis zu 26 Mrd. € auf weitere 
Maßnahmen des Bundes. 

Länder entscheiden über  
Einsatz der Finanzhilfen  
des Bundes

Die Verteilung der Finanzhilfen ist sowohl an-
teilig wie auch zeitlich bereits genau geregelt: 
Von den insgesamt 14 Mrd. € fließen 43 % in 
die Lausitz, 37 % in das Rheinische Revier so-
wie 20 % in das Mitteldeutsche Revier. Da sich 
in der Lausitz die Mittel im Verhältnis 60:40 
auf Brandenburg und Sachsen verteilen 
und in Mitteldeutschland nach demselben 
Schlüssel die Hilfen auf Sachsen-Anhalt und 
Sachsen verteilt werden, ergibt sich für die 
Verteilung nach Bundesländern ein Anteil 
von 25,8 % für Brandenburg, 37 % für Nord-
rhein-Westfalen, 25,2 % für Sachsen sowie 
12 % für Thüringen. 

Zeitlich fließen die Finanzhilfen in drei Ab-
schnitten: Die erste Förderperiode läuft von 
2020 bis einschließlich 2026 mit einem  
Volumen von bis zu 5,5 Mrd. €. Die zweite 

Förderperiode umfasst den Zeitraum von 
2027 bis einschließlich 2032 und umfasst bis 
zu 4,5 Mrd. €. Die dritte und letzte Förderpe-
riode läuft von 2033 bis Ende 2038 und hat 
ein Volumen von bis zu 4 Mrd. €. 

Eine Besonderheit stellt die Förderung struk-
turschwacher Standorte bisheriger Steinkoh-
lenkraftwerke und des ehemaligen Braun-
kohlereviers Helmstedt in Niedersachsen mit 
einem Gesamtvolumen von 1,09 Mrd. € dar. 
Geplant ist, dass von dieser Summe bis zu 
157 Mio. € nach Niedersachsen und hier vor 
allem an die Stadt und den Kraftwerksstand-
ort Wilhelmshaven fließen. Bis zu 662 Mio. € 
sind für fünf Ruhrgebietsstädte in Nord-
rhein-Westfalen vorgesehen, auf deren Gebiet 
bisher ebenfalls Steinkohlekraftwerke betrie-
ben wurden. In Mecklenburg-Vorpommern 
erhält der Kraftwerksstandort Rostock bis zu 
52,5 Mio. € und in das Saarland sollen bis zu 
128,5 Mio. € Strukturhilfen fließen. Zusätz-
lich sind jeweils 90 Mio. € für die ehemaligen 

Gesetzlicher und finanzieller Rahmen des Strukturwandels in den Kohleregionen 2020-2038  		
	                                				                Quelle: BMWi (heute BMWK)

Abb.
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Braunkohlenreviere bei Helmstedt und im ost-
thüringischen Altenburger Land vorgesehen. 

Die Finanzhilfen, die der Bund den Ländern 
für Investitionen in den Strukturwandel be-
reitstellt, sollen sich an den Leitbildern der 
Regionen orientieren, die im Investitionsge-
setz Kohleregionen dokumentiert sind [5]: 
Die Lausitz sieht sich zukünftig als europäi-
sche Modellregion für den Strukturwandel 
und als zentralen europäischen Verflech-
tungsraum. Mitteldeutschland bleibt ein 
wichtiger Standort für die Branchen Che-
mie, Auto und Logistik. Das Rheinland will 
sich zur europäischen Modellregion für 
Energieversorgung und Ressourcensicher-
heit entwickeln. 

Koordinierungsgremium ist 
wichtige Schnittstelle 

Damit die Maßnahmen des Bundes und der 
Braunkohleländer optimal zusammenwir-
ken, sieht das Investitionsgesetz Kohleregio-
nen die Schaffung eines Bund-Länder-Koor-
dinierungsgremiums vor. Dieses besteht aus 
einem Leitungsausschuss auf Staatssekre-
tärsebene und einem Fachausschuss auf  
Arbeitsebene. Alle Maßnahmen, die mit Mit-
teln des Investitionsgesetzes Kohleregionen 
finanziert werden sollen, müssen vom Bund-
Länder-Koordinierungsgremium gebilligt 
werden. Damit soll sichergestellt werden, 
dass mit dem Geld nur Projekte finanziert 
werden, die eine hohe Wirksamkeit haben. 

Die konkreten Förderbereiche, für die Finanz-
hilfen gewährt werden, umfassen die wirt-
schaftsnahe Infrastruktur, den ÖPNV, die 
öffentliche Fürsorge zur Verbesserung der 
Standortattraktivität, den Städtebau und die 
Regionalentwicklung, Digitalisierung und 
Kommunikation, Tourismus, Forschung so-
wie Klima-, Umwelt- und Naturschutz. Die 
Entscheidung über die Projekte liegt bei 
den Ländern. Wie breit das Spektrum der 
Projekte ausfällt, zeigt sich beispielhaft in 
Görlitz: Hier erwarten das städtische Klini-
kum Unterstützung bei der Einführung robo-
tergestützter Medizintechnik und die Zittauer 
Schmalspurbahn eine Förderung für den 
umweltgerechten Umbau einer historischen 
Dampflokomotive. 

Die sächsische Agentur für Strukturent-
wicklung legt bei insgesamt 19 beantragten 
und genehmigten Projekten im sächsischen 
Teil des Lausitzer und des Mitteldeutschen 
Reviers einen deutlich erkennbaren Schwer-
punkt bei der Entwicklung des ländlichen 
Raumes, der Gewerbeansiedlung sowie dem 
(Kultur-)Tourismus [6]. Im Rheinland wer-
den durch die Zukunftsagentur Rheinisches 
Revier mehr als 100 Projekte auf die Zu-
kunftsfelder Energie und Industrie, Wasser-
stoff, Ressourcen und Agrobusiness, Inno-
vation und Bildung sowie Raum- und 
Infrastruktur geclustert [7]. Im branden-
burgischen Teil des Lausitzer Kohlereviers 
wurden bisher 50 Projekte mit einem Bei-
hilfevolumen von 1,013 Mrd. € auf den Weg 
gebracht. Der Schwerpunkt der Projekte 
liegt in den Bereichen Wirtschaft, Wissen-
schaft und Infrastruktur sowie der Bildung. 
Aber auch die Sektoren Kultur, Tourismus 
und Daseinsvorsorge sind vertreten. Der 
Lausitzbeauftragte der brandenburgischen 
Landesregierung, Klaus Freytag, spricht von 
„einer Spitzenposition“ des Landes bei der 
Umsetzung des Prozesses unter den Kohle-
ländern [8]. Insgesamt orientieren sich die 
Projekte, die über die Finanzhilfen des Bundes 
von den Ländern genehmigt werden, an regio-
nalen und örtlichen Belangen und Anforderun-
gen. Sie entfalten in der Regel sehr kurzfristig 
Aufmerksamkeit und Wirkung und machen  
damit den Strukturwandel in den Kohleregio-
nen bereits in der Startphase sichtbar. 

Deutlich erkennbar sind allerdings bereits 
jetzt unterschiedliche Schwerpunktsetzun-
gen der Projektentscheider auf Landesebene. 
Während Brandenburg deutlich stärker auf 
die wirtschaftliche Entwicklung des Lausitzer 
Revierteils setzt, scheint sich Sachsen neben 
der Innovationsförderung stärker auf die 
Daseinsvorsorge und Lebensqualität von 
Bürgern auszurichten. Sachsen-Anhalt legt 
bisher einen deutlichen Schwerpunkt auf die 
Stadt- und Regionalentwicklung, liegt bei 
der Zahl der Förderprojekte allerdings noch 
deutlich hinter den anderen Revierländern 
zurück. Über die Verwendung der Finanz-
hilfen an den strukturschwachen Steinkohle-
Kraftwerksstandorten in Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen sowie im Saarland ist 
noch wenig bekannt. 

Projekte des Bundes

Zusätzlich zu den Finanzhilfen des Bundes, 
die nach § 104 b des Grundgesetzes (Beteili-
gung des Bundes an Investitionen auf Ebene 
der Länder und Gemeinden) gewährt wer-
den und über deren Einsatz die Länder in 
den Kohleregionen entscheiden, wird der 
Strukturwandel in den Kohleregionen durch 
Maßnahmen gefördert, die in eigener Zustän-
digkeit des Bundes liegen. Der Bund fördert 
zweckgebunden Wissenschaft, Forschung, 
Lehre und Bildung in den Kohleregionen 
durch die Finanzierung von Projekten oder 
durch die Bereitstellung von Bundesanteilen 
im Rahmen von Förderungen. Nach Artikel 91 b 
des Grundgesetzes (Bund-Länder-Zusammen-
arbeit bei überregional bedeutsamer Wissen-
schaft und Forschung) umfassen diese Hilfen 
ein Bundesförderprogramm, Maßnahmen zur 
Unterstützung der Energiewende und des 
Klimaschutzes, die Ansiedlung von Einrich-
tungen des Bundes in den Revieren sowie 
weitere im Investitionsgesetz Kohleregio-
nen (§ 17) aufgeführte Programme und Ini-
tiativen. 

Die Bundesregierung hat sich verpflichtet, 
bis Ende 2028 mindestens 5.000 neue,  
zusätzliche Arbeitsplätze in Behörden des 
Bundes oder sonstigen Bundeseinrichtun-
gen in den durch das Investitionsgesetz 
Kohleregionen festgelegten Regionen zu 
schaffen. Dazu zählen drei neue Standorte 
des Deutschen Zentrums für Luft- und 
Raumfahrt (DLR) im nordrhein-westfäli-
schen Jülich (Alternative Brennstoffe), in 
Cottbus (Emissionsarme Flugtriebwerke) 
sowie zum Arbeitsbereich Elektrisches 
Fliegen in Aachen (NRW) und Cochstedt 
(Mitteldeutschland). Für die neuen DLR-
Standorte wurden bereits 2020 und 2021 
zusammen 80 Mio. € investiert. An den 
drei neuen DLR-Standorten sollen 350 Stellen 
geschaffen werden. Weitere 100 Arbeits-
plätze entstehen derzeit in Cottbus durch 
die Errichtung eines neuen Standorts der 
Bundesnetzagentur. Hinzu kommen eine 
Außenstelle des Bundesamtes für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle in Weißwasser sowie 
Reallabore der Energiewende in Bad Lauch-
städt, Spremberg und Leuna. 
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Weitere Projekte der Behördenansiedlung 
sind das Kompetenzzentrum Wärmewende 
in Halle (Saale), für das der Bund etwa  
132 Mio. € bereitstellt, sowie ein Forschungs- 
und Entwicklungszentrum für den Bereich 
Nachbergbau und Rekultivierung (FEZ). Das 
FEZ der Bundesanstalt für Geowissenschaf-
ten und Rohstoffe (BGR) soll in Cottbus ange-
siedelt werden und wird die in Deutschland 
an den verschiedensten Standorten entwickel-
ten Sanierungskonzepte systematisch wissen-
schaftlich aufarbeiten und untersuchen. 
Die Forschungsthemen sind auf die Medien 
Grundwasser und Boden, Sanierungsberg-
bau, Geotechnik und Umweltmonitoring 
ausgerichtet. 

Ergänzend zu den durch Finanzhilfen des 
Bundes ausgelösten Investitionen soll das 
Bundesprogramm STARK mit etwa 2 Mrd. 
€ bis 2038 gezielt nicht-investive Projekte 
fördern. STARK-Projekte fördern vor allem 
laufende Projektkosten wie Personal, Mie-
te oder Büroausstattungen. Mit knapp 200 
Anträgen beim Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle ist dieses Programm 
außerordentlich dynamisch gestartet. 
STARK steht für „Stärkung der Transforma-
tionsdynamik und Aufbruch in den Revie-
ren und an den Kohlekraftwerkstandorten“. 
Besonders sollen diese Projekte dazu beitra-
gen, dass die Menschen in den Regionen 
diesen Wandel in der Breite unterstützen 
und aktiv mitgestalten. Anträge können  
daher nicht nur von privaten Unternehmen, 
öffentlichen Einrichtungen oder Vereinen 
gestellt werden, sondern von allen, die sich 
für den Strukturwandel in den bisherigen 
Kohleregionen engagieren. Zwar muss jedes 
Projekt mindestens einer von 11 Förderkate-
gorien zugeordnet werden können. 

Dennoch bleibt ein sehr großer Spielraum 
für die Ausgestaltung der Projekte. Diese 
Flexibilität bedeutet zwangsläufig höhere 
Berichtspflichten, um sicherzustellen, dass 
die Mittel auch im Sinne des Bundespro-
gramms verwendet werden. Die Projekte 
müssen selbst sehr genau darlegen, wie sie 
die ökologisch, ökonomisch und sozial 
nachhaltige Transformation unterstützen 
und die erzielte Wirkung nach Projekten-
de nachweisen. Förderfähig sind Projekte 
in den Förderkategorien: Vernetzung, Wis-

sens- und Technologietransfer, Beratung, 
Aus- und Weiterbildung, Planungskapa- 
zitäten und Strukturentwicklungsgesell-
schaften, Gemeinsinn und gemeinsames 
Zukunftsverständnis, Wissenschaftliche 
Begleitung des Transformationsprozesses, 
Stärkung unternehmerischen Handelns  
sowie innovative Ansätze. 

Das Engagement des Bundes umfasst zu-
dem umfangreiche Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur, deren Bedarf be-
reits seit längerem feststeht, deren Not-
wendigkeit durch den Strukturwandel je-
doch verstärkt wird. Dazu zählen der 
Ausbau und die Modernisierung der Bahn-
strecken Berlin-Cottbus-Görlitz und Ams-
dorf-Spremberg in der Lausitz sowie Mo-
dernisierungen und neue S-Bahn-Strecken 
im Raum Leipzig. 

Strukturwandel  
benötigt Zeit

Die durch die Finanzhilfen des Bundes und 
in der Verantwortung der Länder bewillig-
ten oder initiierten Projekte zur Förderung 
des Strukturwandels in den Kohleregionen 
konnten bereits in einem relativ kurzen 
Zeitraum seit Inkrafttreten des gesetzli-
chen Rahmens im Jahre 2020 sowie dem 
Aufbau einer notwendigen administrativen 
Struktur breite und nachhaltige Wirkungen 
entfalten. In vielen Städten und Gemeinden 
ist der Strukturwandel bereits erkennbar 
geworden. 

Die direkten Maßnahmen des Bundes, vor  
allem die Ansiedlung von Behörden, neue 
Wissenschaftseinrichtungen und Investiti-
onen in die Verkehrsinfrastruktur greifen 
gravierend sowie mittel- und langfristig in 
die Raum- und Verkehrsplanung sowie die 
Wissenschafts- und Behördenstruktur ein 
und entfalten erst in der längeren Perspek-
tive ihre Wirkung. Dies gilt umso mehr, 
als die Maßnahmen und Projekte dazu bei-
tragen müssen, neue regionale Identitäten 
aufzubauen und einen stabilen Arbeits-
markt zu sichern. 

Bisher besteht Konsens in der Auffassung, 
dass die Beendigung der Kohleverstromung 
und die Schließung der Tagebaue in den 

drei inländischen Braunkohlenrevieren 
zeitlich mit den Investitionen in den Struk-
turwandel parallel verlaufen. Eine zusätz-
liche Beschleunigung des Kohleausstiegs 
müsste mit einer Intensivierung des Struk-
turwandels und einer Verkürzung der in 
den Gesetzen verankerten Förderzeiträume 
einhergehen. Eine solche Entscheidung 
könnte den Anpassungs- und Modernisie-
rungsprozess in den Kohleregionen gefähr-
den und die Kosten über die bereits vorge-
sehenen 40 Mrd. € hinaus massiv erhöhen, 
ohne das Risiko von Strukturbrüchen ver-
lässlich zu beherrschen.
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